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Beamte richtet
Luxusbüro ein

Der Museumsleiter ist je-
doch Beamter der Stadt .
Sein fürstlich ausgestattetes
Büro bezahlt der Steuerzah-
ler. Während zwei Beamte
im Wohnungsamt sich ein
Büro teilen müssen, dessen
Mobiliar höchstens einen
Verkehrswert von 600 DM
ergibt, hält Dr. S. sich of-
fenbar für einen besonderen
Beamten, der mit sparsa-
mer öffentlicher Verwal-
tung nichts im Sinn zu ha-
ben braucht .

. . . Wohnhaus Essener
Straße 125 standen En-
de November 14 (von 32)
Wohnungen leer. Kein
Wunder, für die So-
zialwohnungen verlangt
der Thyssen-Konzern
horrende Mieten : eine
3'/e-Zimmer-Wohnung
kostet 870,- DM, eine
41/t-Zimmer-Wohnung
mit 97 qm 995,- DM
Warmmiete. Die Regie-
rung in Bonn gestattet
den Konzernen, solche
Mieten zu verlangen .

Der SPD gilt der Vor-
wurf, sich dieser Politik
zu Lasten der Mieter
nicht entgegenzustem-
men. An der Essener
Straße haben SPD und
CDU gemeinsam die Vor-
aussetzungen abgesegnet :
Alte Wohnhäuser mit
billigen Wohnungen
wurden abgerissen und
an gleicher Stelle teure
und unattraktive Hoch-
hauser hingesetzt.

Gertrud Odrozek,
Telefon 6 84 55

Quadrat und Albers-Museum sind von Anbeginn Bot-
trops teure Geschöpfe Der Duft der großen Welt, mit dem
hier Image-Werbung für Bottrop betrieben wird, hat den
Leiter dieses Hauses offenbar auf Abwege getrieben : Wie
ein „Mann von Welt" richtete er im neuen Haus ein Luxus-
büro für 60 000 DM ein .

aus Bottrop und Kirchhellen

DKP-Fraktion fordert Konsequenzen

Nun, im Quadrat häufen
sich die Ärgernisse . Seit
Monaten fragen viele Bür-
ger, warum ausgerechnet
dort „Kunstwerke" für viele
10 000 Mark angekauft wer-
den, während z. B. bei der
Volksbildung Geld gekürzt
wird. In diesen Tagen wur-
de erneut ein Moniereisen-
gitter für stolze 40 000 Mark
angekauft . über den
„Kunstwert" solcher Expo-
nate möchten wir besser
schweigen . Diesem ver-

schwenderischen Stil hat
Dr. S. jetzt mit seinem Büro
die Krone aufgesetzt .
Die DKP fordert deshalb

die Verwaltung auf, unver-
züglich zu prüfen, wer diese
Verfehlungen im Amt zu
verantworten hat! Wir fra-
gen: Wer hat das Geld für
diesen Luxus bewilligt?
Warum nutzt Dr. S. nicht

die guten Möbel seines frü-
heren Büros?
Die DKP-Fraktion hält

diese Großmannssucht für
unerträglich, denn zur glei-
chen Zeit wird der Sonder-
schule für geistig Behinder-
te die Anschaffung einer
Lehrküche für 10 000 Mark
aus „Sparsamkeit" verwei-
gert. Fürwahr ein Skandal!

Ein Besuch des Hauptaus-
schusses in der Kohle-öl-
Anlage am 2. Dezember
brachte einige interessante
Neuigkeiten ans Licht. So
teilten Assessor Specks und
Dr. Langhoff von der Ge-
schäftsführung dem Aus-
schuß mit, daß nun doch
weitere umfangreiche Meß-
programme eingeleitet wur-
den. Unter anderem soll
auch nach krebserregenden
Stoffen geforscht werden!
Damit wird eine Forde-

rung der DKP und der Bür-
gerinitiative aus der Wel-
heimer Mark erfüllt . Die
Vertreter der Geschäftsfüh-
rung sagten zu, daß die
Messungen nach ihrem Ab-
schluß veröffentlicht wer-
den sollen. Vor geraumer
Zeit wurde noch behauptet,

Alu-Hütte
ohne Filter

Der Um- und Neubau der
Alu-Hütte auf Essener Ge-
biet an der Stadtgrenze von
Bottrop-Ebel wurde jetzt
von SPD-Minister Farth-
man ohne weitergehende
Umweltmaßnahmen geneh-
migt. Bürgerinitiativen und
die DKP in unserer Nach-
barstadt hatten Auflagen
insbesondere gegen die
Fluorid-Belastung gefordert .
Mehrfach war es in Essen
im Gebiet um die Straße
„Am Weidkamp" zu großen
Pflanzenschäden gekommen
- ähnliche Erscheinungen
gab es auch in Ebel. Der
Schweizer Mutterkonzern

Ballenbäume und Übergrößen 12-15 DM .
12. bis 23. Dezember 9-18.30 Uhr (Sams-
tag 9-14 Uhr) Basar mit Büchern, Kinder-
spielzeug und mit Flöz Sonnenschein
an der Gladbacher Straße 83 .

Haben Kohle-öl-Bosse die
erste Lektion gelernt?

die Stoffe, die jetzt unter-
sucht werden, entstehen in
der Anlage überhaupt nicht
oder sind nicht meßbar,
Daß die Geschäftsleitung

der Konne-Öl-Anlage doch
eine erste Lektion aus den
Bürgerprotesten gelernt hat,
belegt eine weitere Infor-
mation der DKP . So wurde
im September des Jahres
die „Arbeitsgemeinschaft
Hochtemperaturreaktor"
von Bottrop nach Dortmund
verlegt. Fragen der DKP zu
dieser Arbeitsgemeinschaft
hatten im Mai für großes
Aufsehen gesorgt .
Da die Ruhrkohle weitere

Planungen bis ins nächste
Jahrtausend hat, sind die
Bürger gut beraten, weiter-
hin aufmerksam die Kohle-
Öl-Anlage zu verfolgen .

der AIu-Hütte war nur zu
einem Scheinzugeständnis
bereit : durch einen 180-Me-
ter-Schornstein werden die
Umweltgifte jetzt „feiner"
verteilt .

Allen Lesern der
UZ-Notizen, allen
Mitgliedern und

Freunden der DKP
wünschen wir

ruhige Feier-
tage und ein
erfolgreiches
Jahr 1984!

Aalte 8Aus dem Inhalt :

In diesem . . .
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Sie predigen
Wasser

und saufen
Wein

Von Irmgard Bobrzik

Der Oberbürgermei-
ster leistet sich im Jahr
140 000 Mark für Reprä-
sentation . Darf sich
dann der städtische Be-
dienstete Doktor s .
nicht auch ein Büro für
60 000 DM einrichten?
So oder ähnlich denkt
man offenbar in der
Spitze des Bottroper
Rathauses, denn ich
spreche von Ereignissen,
die in diesem Monat in
unserer Stadt von sich
reden machten.
Beide Beispiele sind

typisch für eine skanda-
löse Stadtpolitik, die im
Haushaltsplan für das
kommende Jahr festge-
schrieben wird, und die
von der CDU mit Beifall
und von der SPD ohne
Widerspruch akzeptiert
wird.
Dabei werden die Ge-

wichte für die städti-
schen Ausgaben nach
dem Motto gesetzt: Für
die einen Sekt, für die
anderen Wasser. Das
sieht so aus : Die Ver-
wallungsausgaben für
Schulen werden um
700 000 DM gekürzt .
Darunter sind rund
100 000 DM für Lehrmit-
tel, 42 000 DM für Sport-
und Spielveranstaltun-
gen, Schülerfahrkosten
werden gesenkt, für die
kindgerechte Gestaltung
von Schulhöfen steht
keine Mark zur Verfü-
gung, Turnhallen und
die Gesamtschule wer-
den nicht gebaut, aber
die Eltern müssen für
Schullandheimaufent-

Für alle Auszubildenden
ist nach ihrer Lehre durch
Betriebsvereinbarungen
und tarifvertragliche Rege-
lungen ein Arbeitsplatz be-
reitzustellen,

	

der ihrer
Qualifikation entspricht .
Die Betriebe müssen wei-
terhin verpflichtet werden,
10 Prozent der Ausbil-
dungsplätze für junge Aus-
länder zu öffnen .

In Bottrop sind insbeson-
dere solche Betriebe wie
die Veba-Chemie (CWH)
und Karstadt zur Bereit-
stellung von mehr Ausbil-
dungsplätzen zu verpflich-
ten. Die DKP tritt dafür

halte künftig eine Erhö-
hung des Tagessatzes
von 12 auf 20 DM be-
zahlen. Wir nennen das
Demontage der städti-
schen Bildungspolitik,
denn das trifft insbe-
sondere die Grund- und
Hauptschulen. Aber
Sport, Freizeit, Jugend-
und Sozialhilfe sind
ebenfalls von Kürzun-
gen bedroht. Das alles
geht zu Lasten des klei-
nen Mannes . Damit
werden in Wahrheit so-
ziale, pädagogische und
bildungspolitische Ziele
aufgegeben.

Andererseits kauft die
Stadt für über 4 Millio-
nen DM Grundstücke,
um sie für die Förde-
rung der Wirtschaft
(sprich Ansiedlung von
Gewerbebetrieben) be-
reitzustellen . Die „Wirt-
schaft" wird mit Sub-
ventionen gefördert, die
Unternehmer zahlen
rund 1,5 Millionen Steu-
ern weniger, der einfa-
che Bürger muß über
700 000 DM mehr an Ge-
bühren berappen, und
die Stadt tut unterm
Strich weniger für ihn .
Diese Rotstiftpolitik

gegen den kleinen Mann
lehnt die DKP-Fraktion
ab. Wir meinen, alle, die
von „Sparsamkeit" re-
den, sollen sie erst
selbst praktizieren. Was
jedoch zur Zeit ge-
schieht, bestätigt nur
das Dichterwort : Sie
predigen öffentlich
Wasser und saufen
heimlich Wein!

ein, daß die Stadt Bottrop
ein überbetriebliches Aus-
bildungszentrum schafft.
Ein von Herbert Schröer
(DKP-Sprecher im Jugend-
wohlfahrtsausschuß JWA)
angeregter Vorschlag
zur miesen Ausbildungs-
stellensituation wurde von
der Verwaltung des Ju-
gendamtes

	

aufgegriffen .

DKP-Beschäftigungs-
nrni.mpro omp WO

Arbeitsplätze in Bottrop möglich!
Ende Oktober '83 erreichten die Arbeitslosenzahlen eine

traurige Rekordmarke : 4771 Bottroper waren arbeitslos
gemeldet, das ist jeder achte Erwerbsfähige . Die DKP hält
es für dringend geboten, gegen diese Vergeudung mensch-
licher Arbeitskraft anzugehen . Aus diesem Grund schlägt
die DKP ein wirkungsvolles Beschäftigungsprogramm für
Bottrop vor .

Seit Jahrzehnten versu-
chen SPD und CDU Ge-
werbebetriebe anzulocken,
indem sie städtische
Grundstücke zu Dumping-
preisen verschleudern .
Über 100 Mio. DM an Steu-
ergeldern wurden so den
Unternehmern in den Ra-
chen geschmissen . Die DKP
fordert, dieses Geld in Zu-
kunft nutzbringender anzu-
legen, zum Beispiel durch
die Umstellung zweier
Kraftwerksblöcke in Schol-
ven auf Kohlefeuerung,
oder den Neubau eines um-
weltfreundlich ausgestatte-
ten Kohlekraftwerkes in
Bottrop, sowie den Ausbau
der Fernwärmeversorgung.
Allein diese Maßnahmen
würden in Bottrop und
Umgebung ca . 7300 Ar-
beitsplätze sichern bzw.
neu schaffen . Gleichzeitig
dazu kann bundesweit nur
die konsequente Einfüh-
rung der 35-Stunden-Wo-

"Radaura, mehr kommt nkht"

Ausbildungszentrum jetzt!

ehe sowie die Verwirkli-
chung des vom DGB gefor-
derten 50-Mrd.-DM-Be-
schäftigungsprogramms mit
Zielsetzung auf Umwelt-
schutzinvestitionen und
Zukupftstechnologien für
die Beseitigung der Ar-
beitslosigkeit garantieren .
Aber wo soll das Geld dazu
herkommen? Allein 1983
zahlte jeder Bottroper, vom
Säugling bis zum Rentner
1167 DM (!) an Steuern, die
ausschließlich in den Rü-
stungsetat flossen . Im glei-
chen Jahr schätzen Fach-
leute die Summe der von
den Unternehmern einzu-
treibenden Steuerrückstän-
de und der hinterzogenen
Steuern auf mehr als 25
Milliarden Deutsche Mark .
Da sage noch jemand, das
Geld wäre nicht vorhan-
den! Das DKP-Beschäfti-
gungsprogramm ist im
DKP-Zentrum, Gladbecker
Straße 83, erhältlich .

DKP fordert: Je 10 Beschäftigte 1 Ausbildungsplatz schaffen
Nachdem 1983 und in den Jahren davor Tausende von

Jugendlichen ohne Ausbildungsplatz geblieben sind, kann
man jetzt schon sagen, daß die Spitze des Eisberges bzw .
der Lehrstellenmangel für 1984 zu erwarten ist. Daher
tritt die DKP in ihrem Arbeitsbeschaffungsprogramm da-
für ein, daß die Großbetriebe verpflichtet werden, Ausbil-
dungsplätze in Höhe von 10 Prozent der vorhandenen Ar-
beitsplätze zur Verfügung zu stellen .

Der JWA beschloß, einen -
Arbeitskreis, bestehend aus
Vertretern der Kirchen,
Verbände, Gewerkschaften
und Arbeitgeber, zum The-
ma Jugendarbeitslosigkeit
zu gründen .
Die DKP ist der Mei-

nung, daß dieser Arbeits-
kreis die Voraussetzungen
für die Errichtung eines

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

überbetrieblichen Ausbil-
dungszentrums schaffen
muß. Die Ausbildungsstätte
könnte in den leerstehen-
den Räumen der stillgeleg-
ten Fa. Krups eingerichtet
werden oder auch in den
Räumen einer demnächst
leerstehenden Schule .

Des weiteren sollte die
Stadt sich dafür einsetzen,
daß eine Meldepflicht für
Ausbildungsplätze einge-
führt wird, und daß Betrie-
be, die ja keine oder zuwe-
nig Ausbildungsplätze be-
reitstellen, zu einer Ausbil-
dungsabgabe herangezogen
werden .

Notizen
aus

dem Rat
Ratsherr Theo Kranz

(SPD) machte zur An-
schaffung der Plastik
„Raumgitter" des franzö-
sischen Künstlers Morel-
let für 40 000 DM einen
Ergänzungsvorschlag .
„Da gehört noch ein Mo-
tor dran", meinte Kranz
- damit man das Kunst-
werk von allen Seiten
bewundern kann .

*

Die Haushaltsberatung
fand in etlichen Aus-
schüssen nur wegen der
DKP statt. So hatten we-
der die SPD noch die
CDU zum Beispiel im
Ausschuß für Stadtpla-
nung und Umweltschutz
Ergänzungsanträge oder
Abänderungen.

Da fragt man sich
schon, was die jeweili-
gen Fraktionen auf ih-
ren Haushaltsberatungen
gemacht haben . Die SPD
tagte wieder in Villingen
im Sauerland, die CDU
zog es nach Duisburg in
eine Sportschule, und die
DKP tagte wieder einmal
in Bottrop, diesmal in
einem Lokal an der
Stenkhoffstraße.

*

Ein Antrag von DKP-
Ratsherr Czymek, über
Maßnahmen zum Um-
weltschutz durch Einbau
von Filteranlagen bei
RWE-Kraftwerken, wur-
de vom Hauptausschuß
abgelehnt. Oberbürger-
meister Wilczok, der als
Mitglied des RWE-Re-
gionalbeirates West jähr-
liche „Nebeneinnahmen"
von 16000 DM erzielt,
befand, das RWE tue ge-
nug für den Umwelt-
schutz.

*

Die Fraktionsspitze der
SPD scheint überlastet .
Wie anders kann man es
sich sonst erklären, daß
die SPD bei verschiede-
nen Veranstaltungen der
Bürgerschaft durch Ab-
wesenheit glänzt. Zuletzt
wurde ein SPD-Vertre-
ter bei der Eröffnung ei-
ner Friedensausstellung
in der evangelischen
Gemeinde Fuhlenbrock
vermißt .

Herausgeber für den
Kreisvorstand der DKP
Bottrop und die DKP-
Fraktion des Rates der
Stadt Bottrop
Heinz Czymck .
Verantwortlich fur den
Inhalt :
Siegfried Putz
Bottrop. Gladbecker Str 83
Druck
Plambeck & Co . Neuss
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Ein trauriges Bild : 4 Jastlmmen für die atomwaffenfreie Zone .

Viele Menschen unseres Landes und unserer Stadt stel-
len sich seit dem verhängnisvollen Stationierungsbeschluß
von CDU/CSU/FDP die Frage, was die Friedensbewegung
denn nun erreicht hat.

Da ist zunächst nüchtern
festzustellen, daß die Rake-
tenstationierung selbst
nicht verhindert werden
konnte. Wichtig ist aber,
um welchen (politischen)
Preis dies geschehen ist. In
der Bevölkerung unseres
Landes hat sich ein Be-
wußtseinswandel vollzogen,
der die Infragestellung des
Konzeptes der atomaren
Abschreckung beinhaltet .
Wenn bis 1979 Sicherheits-
fragen noch eine Sache we-
niger Experten war, so dis-

. .a und wie geht es

Gerade etwas mehr als ei-
nen Monat liegt sie zurück -
die „Rettungs- und Befrei-
ungsaktion" der USA gegen
Grenada . Inzwischen zeigt
sich deutlich, was da für wen
gerettet und befreit wurde .
Die US-Invasionstruppen

werden bleiben, erklärte der
Pentagon-Sprecher Michael
Burch. Der ursprünglich ge-
nannte Abzugstermin - der
25. Dezember - sei keines-
falls ein „magisches" Datum :
ein weiterer Beitrag zum The-
ma Glaubwürdigkeit der US-
Regierung . . .

kutieren heute Millionen
darüber, und Hunderttau-
sende Bürger/innen werden
aktiv gegen die zunehmen-
de atomare Bedrohung .
Welche Auswirkungen dies
auf die praktische Politik
hat, zeigt sich sowohl in
Ccni ..Nein" der SPD zur
Stationierung wie auch in
aen Beschlüssen und Ak-
tionen des DGB. Selbst
konservative Menschen
wenden sich gegen die
Aufrüstungspolitik der Re-
gierung. Man muß also zu

Die „Begründung" zur an-
dauernden Besatzung spricht
Bände: Erst müsse die US-
Marionettenregierung „die
volle Kontrolle über die Ent-
wicklung des Landes" haben .
Die Kcntrollettis der Konzer-
ne stehen schon Schlange .
200 „Investoren" hätten be-
reits in Washington ange-
fragt, berichtet das „Handels-
blatt" (25./26 . 11 . 1983) : „Ein
Expertenstab der Regierung
flog deshalb in der vergange-
nen Woche nach Süden, um
dort an Ort und Stelle Inve-
stitionsmöglichkeiten zu er-

dem Schluß kommen, daß
die Friedensbewegung sehr
wohl einiges erreicht hat .
Wie soll es nun aber wei-
tergehen?

Hier ist unbedingt anzu-
merken, daß die Stationie-
rung der Raketen aufgeho-
ben und rückgängig ge-
macht werden muß, wenn
wir weiter überleben und
über Solche Fragen reden
wollen. Der Erfolg der poli-
tischen Wirksamkeit wird
sich auch darin zeigen, in-
wieweit es gelingt, den Wi-
derspruch zwischen den
materiellen und sozialen
Bedürfnissen der Bevölke-
rung einerseits und der
Hochrüstungspolitik der
Regierung andererseits
deutlich zu machen. Nur
wenn jeder Bürger unserer
Stadt begreift, daß die Rü-
stung alle etwas kostet, be-
steht die Möglichkeit, ihn
für die Friedensbewegung
zu gewinnen.

Was die WAZ nicht schreibt :

Leserbrief von Siggi Rutz
vom 26. 11. 1983 über die
Berichterstattung zur De-
monstration nach dem Ra-
ketenbeschluß :
Ich habe nicht die Ab-

sicht, das Werfen von Sil-

In Grenada tanzen die Marionetten
kunden". Die Besatzer ver-
sct:achern das Land eines
anderen Volkes. Das ist de
Freiheit, die sie meinen .

3000 US-Soldaten auf Gre-
nada, 10000 US-Soldaten an
den Grenzen Nikaraguas. Die
„Manöver" der US-Armee mit
den Truppen von Honduras
kennen längst kein „magi-
sches" Datum 'mehr - sie
laufen seit Monaten und sol-
len noch Monate andauern .
Grenada, so denken Penta-
gon-Strategen laut, war nur
die Generalprobe für einen

„Ich fühle mich durch amerikanische Raketen In un-
serem Land nicht bedroht. Allein die sowjetischen Ra-
keten bedrohen uns!" Das war die Ansicht der CDU,
vorgetragen durch Fraktionschef Trottenburg, im Rat
am 4 . November. Die CDU-Sprecher warfen sich in die
Pose wie weiland Adenauer und beschworen erneut die
Russen-Furcht, um die Raketenstationierung zu be-
gründen. Sie lehnten den DKP-Antrag strikt ab, Bot-
trop zur atomwaffenfreien Zone zu erklären.
Die SPD war auch nicht willens, dieser Forderung

der Bottroper Friedensbewegung nachzukommen. Sie
räumte zwar ein, daß sie im Grundsatz mit dem DKP-
Antrag übereinstimme, aber aus rechtlichen Bedenken
und politischen Erwägungen nicht zustimme. Sie werde
aber jede Lagerung bzw. Transport von Atomwaffen
auf Bottroper Boden ablehnen.

Allein die Fraktion der DKP stellte sich vorbehaltlos
an die Seite der Friedensbewegung. Sie kritisierte die
Ratsmehrheit, die nicht bereit war, einem Sprecher der
Friedensbewegung ein Rederecht einzuräumen .
Nach Ansicht der DKP liegt die neue Gefahr darin,

daß jetzt US-Raketen ohne Vorwarnzeit in 5-6 Minu-
ten die Zentren der UdSSR zerstören und von deut-
schem Boden Krieg und Vernichtung unseres Planeten
auslösen können. Bedauerlicherweise war der Rat
nicht bereit, dem Wunsch der Mehrheit der Bürger zu
folgen und Bottrop- symbolisch für atomwaffenfrei zu
erklären. Trotzdem dürfen wir nicht Ruhe geben, bis
unsere Stadt - wie Gladbeck, Oberhausen und Essen
- mit diesem Schritt gegen die Raketenpolitik prote-
stiert .

	

Heinz Czymek

Ratlos : OB Wilczok und OStDir . Schürmann .

. . . Zjetzt weiter?
vester-Knallern auf einer
Friedensdemonstration zu
rechtfertigen. Im Gegenteil,
ich halte das für Schwach-
sinn. Einer von über 120
Demonstranten hat diese
Silvester-Knaller geworfen

Oberfall auf Nikaragua. .Wofür
soll Nikaragua die General-
probe sein?
US-Recht herrscht auf Gre-

nada, mit US-Recht werden
Demonstranten gegen die
Pershing-II-Raketen in Mut-
langen bedroht. Wer - wie
diese Bundesregierung - die
Bündnistreue zu den USA zur
Staatsräson erklärt, der er-
klärt den nationalen Verrat
und weltweite Kriegsvorberei-
tungen zur Staatsräson. Na-
tiona!er Protest ist also ange-
bracht, der 12. 12. steht vor
der Tür .
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und damit erreicht, daß ein
schlechtes Licht auf die ge-
samte Bottroper Friedens-
initiative fiel. Martin Sauer
und Almut Kramm von der
Friedensinitiative haben
das schon in aller Öffent-
lichkeit kritisiert. Dem
braucht man nichts hinzu-
zufügen. Schlimm finde ich
es allerdings, wenn Herr
Trottenburg von der CDU
solche Vorfälle mißbraucht,
um die ganze Friedensin-
itiative zu diskreditieren,
darunter auch meine Per-
son. Ich persönlich habe
mich während der Demon-
stration so verhalten, wie
es in der Friedensbewe-
gung eine gute Regel ist :
mit Argumenten und ge-
waltfrei. So soll es auch
weiterhin sein . Auch wenn
es darum geht, gegen Poli-
tiker und Parteien zu pro-
testieren, die uns statt Sil-
vester-Knallern Atom-
Knaller bescheren .

Siggi Rutz
DKP-Kreisvorsitzender
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1984: SPD beschließt

CDU-Haushalt!
DKP: „Das kann man nur unmoralisch nennen!"
„Was Sie als Lehrer und Vater hier gegen die Kinder

tun, kann ich nur noch unmoralisch nennen!" Mit diesem
schweren Vorwurf wandte sich DKP-Ratsfrau Elisabeth
Aßmann an den SPD-Sprecher im Schulausschuß, Dieter
Grasedieck. Gut zwei Stunden lang mußte sie miterleben,
wie die SPD-Fraktion CDU-Bildungspolitik fabrizierte.
Kein Wunder, daß fast alle Beschlüsse über die Ausgaben
der Stadt für den Schul-Etat 1984 in trauter Eintracht
zwischen SPD und CDU gefaßt wurden .

Das Häuflein der zwei
Aufrechten von der DKP
kämpfte um fast jede Posi-
tion. Wo die anderen
schwiegen, brachten Elisa-
beth Aßmann und Siggi
Rutz die Interessen der
Schüler, Lehrer und Eltern
zur Sprache. SPD und CDU
wollten das Schullandheim
Waldbreitbach nicht schlie-
ßen. Grund dafür war ihre

Stellenabhau, und
keine Hilfe

Auge
Kumpel!

„Weitere Personaleinspa-
rungen gehen zu Lasten der
Bürger", darauf wies der
Personalrat in Gesprächen
mit den Fraktionen von
SPD, CDU und DKP hin .
Trotzdem soll nach dem
Willen von Oberbürgermei-
ster Wilczok, SPD-Sprecher
Schmitz und CDU-Sprecher

Katsherr Ferdi Kroll .

Trottenburg der Stellenab-
bau wcztcrgcheil . UliLLlcil
fallen 1984 24 Arbeitsplätze
bei der Stadt weg . Das ist
aber nur ein Teil der Wahr-
heit. Über 80 Stellen sind
gegenwärtig bei der Stadt

Sorge vor den Kommunal-
wahlen 1984 . Das wäre
dann doch zu hart, sagten
sie. Aber gleichzeitig er-
höhten sie die Elternbeiträ-
ge um glatte 60 Prozent!
Statt bisher 60 DM für eine
Woche müssen Eltern, de-
ren Kinder das Landschul-
heim besuchen wollen,
künftig einen Hundert-
markschein

	

hinblättern!

nicht besetzt und ständig
sind rund 170 Kollegen über
Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen eingesetzt.

Weitere Kürzungspläne
liegen bereits in der Schub-
lade .

Die DKP bedauert, daß
die SPD-Fraktion sich dem
Willen der CDU gebeugt
hat. So wird eine Chance
vertan, einen Beitrag im
Kampf gegen die Arbeits-
losigkeit zu leisten.

Auch bei Hilfsmaßnah-
men der Stadt für die Kum-
pel gab es eine Fehlanzei-
ge. Nur die DKP setzte sich
für solche Maßnahmen ein,
um die Arbeitsplätze im
Bergbau zu sichern.

So forderte die DKP ver-
geblich, für Bottrop ein „lo-
kales Fernwärmekonzept"
zu erstellen. Mehr Fern-
wärme würde mehr Absatz
für drn Bergbau bedeuten
und damit sichere Arbeits-
plötze. Ebenso wäre es im
Bereich Tiefhau und der
Zulieferindustrie.

Der Vorwurf der DKP. das
sei unsozial, ließ die SPD-
und CDU-Fraktion kalt .
Als die Position Kochmit-
telzuschüsse aufgerufen
wurde, meinte die SPD,
eine Streichung sei unso-
zial . Sie sei für die weitere
Gewährung. Doch statt des-
sen sollten die Lehrmittel
entsprechend gekürzt wer-
den. Ob solcher Frechheit
blieb den DKP-Vertretern
glatt die Spucke weg . Und
die sind doch einiges ge-
wöhnt.

Für die kindgerechte Ge-
staltung von Schulhöfen,
die immer wieder von El-
tern und Lehrern aus er-
zieherischen Gründen ge-
fordert wird, gibt es keine

Der Bürger
wird zur Kasse

gebeten!
Der Service der Stadt für

die Bürger wird schlechter
- trotzdem sollen die Bür-
ger höhere Gebühren und
Steuern bezahlen! Die Un-
ternehmer lachen ' sich der-
weil ins Fäustchen . Nur
noch jeder vierte (!) Unter-
nehmer in Bottrop bezahlt
Gewerbesteuern .

Teurer wird unter ande-
rem die Hundesteuer. Für .
einen Hund werden statt
96,- DM nun bald 132,-
DM verlangt. Der bekannte
Bottroper Kommunist und

ehemalige Ratsherr Cle-
mens Kraienhorst reichte
beim Stadtrat dazu einen
Einspruch ein . Er weist
darauf hin, daß die Steuer
erhöht wird, obwohl die
Stadt für den Hundehalter
keine zusätzlichen Leistun-
gen anbietet. „Die Hunde-
steuer ist zudem unsozial .
Sehr viele Hundehalter
sind ältere und alleinste-
hende Bürger", erklärt Cle-
mens Kraienhorst.

Auch gegen die Erhö-
hung der Gebühr für die
Stadtbücherei regte sich
Widerspruch. Ebenfalls er-
höht wurden die Müllab-
fuhr- und die Theaterprei-
se .

müde Mark. Eiskalt gingen
die Mehrheitsfraktionen
über das bescheidene An-
liegen der Schule für gei-
stig Behinderte in der Wel-
heimer Mark hinweg . Diese
wollte nur 9000 DM für
ihre Schüler, die es doch
sowieso schwerer als ande-
re haben .
Die Gesamtschule wurde

von der SPD in dieser Sit-
zung vorläufig beerdigt .
Die trotzdem eingesetzten
Millionen bezeichneten die
DKP-Vertreter als unsinni-
ge Zahlenspielerelen . Auf
konkrete Fragen, an wel-

Sportler wehren sich
Im Entwurf des Haus-

haltsplans wollte die
Verwaltung von den
Sportlern einen „Ener-
giekostenbeitrag" erhe-
ben. Wer mit warmem
Wasser duscht, Flutlicht
benutzt, im Winter ge-
heizte Räume benutzt,
der sollte zur Kasse ge-
beten werden. Des wei-
teren will die Verwal-
tung In den Sommerfe-
rien die Plätze und
Turnhallen für 4 Wo-
chen sperren, um das
Personal geschlossen In
Urlaub zu schicken und
somit Personalkosten
einzusparen .
Hans Namyslo, Ju-

gendbetreuer bei Vor-
wärts 08 und DKP-Ver-
treter Im Sportausschuß,
startete dagegen eine
Unterschriftensamm-
lung. Vertreter ver-
schiedener Vereine und
auch von Thekenmann-

CDU gegen Haus
der Jugend

Ratsherr Schürmann
(CDU) ließ Im Jugendwohl-
fahrtsausschuß das soziale
Mäntelchen fallen : Für die
CDU forderte er, die Mittel
für das Haus der Jugend
um 000 DM zu streichen.
Durch Verringerung der
Öffnungszeiten will die
CDU dort Personalkosten
streichen. Auch für die
AGSB (im sozialen Brenn-
punkt) befand die CDU

Es sagte SPD-Rats-
herr Grasedieck im
Schulausschuß : „Wir
sind für die Kochmittel-
zuschüsse. Eine Strei-
chung wäre unsozial
Dafür streichen wir bei
Lehrmitteln!"
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chen Standort die SPD
denke oder wann die näch-
ste Planungssitzung für die
Gesamtschule stattfinde,
gab SPD-Grasedieck nur
schwammige Antworten .
Wortbruch warf die DKP

schließlich den anderen
Fraktionen vor, die vor ei-
nem Jahr den Bau der
Turnhalle an der Over-
bergschule auch für den
Fall versprochen hatten,
daß keine Zuschüsse vom
Land erfolgen würden .
Jetzt ist klar : die Turnhalle
wird nicht gebaut .

Siggi Rute

Hans Namyslo

schaffen unterstützten
seinen Protest. Mit ei-
nem ersten Erfolg. Mit
den Stimmen von DKP
und SPD wurde das
Thema Energiekosten-
beitrag für 1984 abge-
setzt. „Offen ist nun
noch die angekündigte
Platzsperre Im Sommer,
da muß man der Stadt
die rote Karte' zeigen",
erklärt Hans Namyslo.

5000 DM für überflüssig.
Und beim Abenteuerspiel-
platz an der Devensstraße
wollte die CDU 15000 DM
verweigern. Damit wäre
die Arbeit dort gefährdet!
DKP-Vertreter Norbert
Schäfers warf Schürmann
vor, „die CDU störe, daß
dort viele Kinder ausländi-
scher Mitbürger spielen".

Frauen fordern
In einer Einwendung

zum Haushalt fordern Mar-
tina Peukert und weitere
Bottroperinnen, daß die
Stadt die $ 218-Beratungs-
stelle im Gesundheitsamt
nicht mehr stiefmütterlich
behandelt. Die Erstellung
von Informationsmaterial
wird gefordert und die Ein-
richtung einer anonymen
Telefonberatung. Zusätz-
lich soll die Stadt Mitglied
im Verein „pro familla"
werden .

Clemens Kraienhorst

Bessere Chancen für Arbeiterkinder fordert die DKP .





Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Die
. Altennativen der DKP

gegen Rotstiftpolitik
Statt Rotstiftpolitik Umverteilung der Staatsausgaben

Bottrops „Finanzminister" Dr. Thormann gab bei des
Erläuterung des Etats für 1984 die Hilflosigkeit der Ver-
waltung zum besten, als er erklärte : „Es übersteigt unsere
Vorstellungskraft", wie die Bottroper Finanzen zu gesun-
den sind. Nun, wir von der DKP sind bereit, da ein wenig
Nachhilfeunterricht zu geben!

Zunächst : Der jetzige
Kurs der Verwaltung ist
falsch . Er begünstigt die
Wirtschaft, entlastet sie
von Steuern, beschränkt
Investitionen auf solche
Gebiete, die keine Folgeko-
sten verursachen, und ist
damit unsozial! Da stimmt
eben die Richtung nicht .
Und wenn SPD und CDU
in den Beratungen nicht ei-
nen Augenblick bereit sind,
über Kürzungen bei der
Repräsentation oder der
Zuschüsse an die Parteien
zu diskutieren, jedoch ohne

Nach 2 881 Unterschriften doch mehr Geld !
Mit 2881 Unterschriften

im Gepäck sprachen die
Vertreter der Bottroper Ju-
gendverbände bei Oberbür-
germeister Wilczok vor und
protestierten gegen die an-
gekündigten Kürzungen .
Bereits im Sommer hatten
die Jugendverbände er-
klärt, weitere Kürzungen
gefährden ganze Arbeitsbe-
reiche. Trotzdem strich die
Verwaltung brutal die An-

40000 DM

Diese Summe gibt die
Stadtverwaltung für diese
Plastik mit dem Titel
„Raumgitter" aus . Der
französische Künstler Mo-
rellet verkauft für 40000
DM dies Kunstwerk angeb-
lich weit „unter Verkehrs-
wert" .

Das Ist schon ein starkes

Skrupel bei Lehrmitteln
oder Jugendhilfe streichen,
dann ist das bürgerfeind-
lich!

Erfolgreiche
Gegenwehr

Das Dilemma ist kein
Naturereignis . Wo Bürger
mit Nachdruck protestieren
- wie jetzt der Jugendring
oder damals die Eltern in
Welheim wegen des Schul-
busses - mußten Kür-
zungen zurückgenommen

sätze für Erholungsmaß-
nahmen und Ferienfahrten
sowie die Zuschüsse für ei-
nige Verbände (Abenteuer-
spielplatz und AGSB) zu-
sammen .

Mit einem Spielvormittag
in der Innenstadt gab der
Sprecher des Stadtjugend-
rings, Wilhelm Trippe, das
Startzeichen für die Protest-
unterschriftensammlung.

Stück - wo doch überall
dort gekürzt wird, wo die
große Mehrheit der Bevöl-
kerung städtische Leistun-
gen in Anspruch nimmt.
Und: die Gebührep für die
Stadtbücherei werden auf
14 DM erhöht.

Herbert Dibowski

werden . Das ist ein Teil
unserer Alternative. Der
andere Teil heißt : Wir dür-
fen uns als Stadt von Bonn
und Düsseldorf nicht län-
ger übers Ohr hauen las-
sen. Allein der Wegfall der
Lohnsummensteuer, von
Bonn angeordnet, kostet
Bottrop jährlich über 14
Millionen!

Die DKP fordert daher
eine Umverteilung der
Staatsausgaben . Weniger
für die Rüstung und die
Millionäre, mehr für die
Städte! Allein die Kürzung
der Rüstungsausgaben um
10 Prozent und die Vertei-
lung eines Viertels davon
an die Städte würde für
Bottrop 30 Millionen mehr
bedeuten .

Der SPD wurde ein Tele-
gramm in die Haushaltsbe-
ratung hinterhergeschickt.

Bei der Entscheidung im
Jugendwohlfahrtsausschuß
zeigten sich die Früchte
des Engagements : Neben
der DKP war die SPD be-
reit, den Forderungen der
Verbände nachzukommen .
Nur die CDU stimmte ge-
gen die meisten Eröhungen.

3,5 Mills
Für diese Summe will

die Stadt 1984 von der VE-
BA Grundstücke für das
Gewerbegebiet Boytal kau-
fen (1983 bereits über 2
Millionen). Insgesamt sind
alleine in diesem Bereich
10 Millionen DM für Grund-
stückskäufe vorgesehen.
Nachdem dann auf städti-
sche Kosten die Erschlie-
ßung vorgenommen wurde,
gehen die Grundstücke für
Preise von 15 bis 30 DM
(Quadratmeter) an interes-
sierte Unternehmer. Zum
Vergleich : der Preis für
Wohnbebauung in Bottrop
beträgt zwischen 200 bis 400
DM ohne die Erschlie-
ßungskosten .
Die DKP lehnt diese Ge-

schenke an die Unterneh-
mer ab!
Die Anträge der DKP, im

Rahmen einer Kosten-Nut-
zen-Analyse zu untersu-
chen, wieviel Arbeitsplätze
für welchen Preis wirklich
neu angesiedelt wurden,
sind Immer abgelehnt wor-
den!

Seit mehreren Jahren
fordern die Anwohner den
Ausbau ihrer Straße . Bis
heute sind die Bürgersteige
nicht befestigt und die
Straße ist kaum beleuchtet. _
Besonders bei schlechtem
Wetter und bei Dunkelheit
machte sich das . bemerk-
bar. Anträge der DKP für
einen Ausbau wurden von
der Ratsmehrheit abge-

Mit hartnäckiger Über-
zeugungsarbeit erzielte die
Bürgerinitiative in der
Wohnsiedlung am Borsig-
weg wichtige Erfolge. Be-
reits 1983 konnte durch-
gesetzt werden, daß zehn
Wohnungen in der Siedlung
mit Duschen ausgestattet
wurden. Bisher gab es in
den Wohnungen selbst für
Kinderreiche nur einen ein-
zigen Wasserkran!

Auch für 1984 forderten
die Bürger die Einrichtung

Hier schlägt die DKP
ebenfalls Kürzungen vor :
- Kürzung von Aufwands-
entschädigungen und Sit-
zungsgeldern um ein Drit-
tel bringt 263 000 DM
- Kürzung Kunstausstel-
lung Moderne Galerie auf
70 000 DM, die frei werden-
den 20 000 gehen an die
Stadtbücherei
- Kürzung Unterhaltung
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lehnt. Im Sommer dieses
Jahres verlegte die DKP
dann symbolisch einen Me-
ter Bürgersteig . Nun
kommt die freudige Nach-
richt. Im Haushaltsplan für
1984 weist die Stadt 220 000
DM für den Ausbau der Fl-
schedickstraße aus! Es hat
sich ausgezahlt!

Franz Meichsner

Bürger am Borsigweg
setzten Duschen durch

von zehn weiteren Du-
schen, damit in einigen
Jahren jede Wohnung da-
mit ausgestattet ist. Die
Bürger schrieben an die
zuständigen Ämter, die
Mitglieder des Sozial- und
des Bauausschusses. Bei
den Sitzungen der Gremien
waren sie präsent und der
Sprecher der Initiative,
W . Freund, informierte
ständig die Presse. Mit Er-
folg: 50 000 DM für ca. 10
Duschen sind bewilligt.

N. Schäfers

Industriegleise um 100 000
DM
- keinen Mercedes 230,
sondern VW Golf Diesel
bringt 10 000 DM
- Kürzung Gewerbegebiet
Knippenburg 400 000 DM
- Kürzung Gewerbegebiet
Prosper 1 1,2 Millionen
- Kürzung Sanierung In-
nenstadt

	

(Kirchhellener/
Gladbecker Str./Rathaus-
platz) bringt 100 000 DM .

Ausführliche Information zum
Haushaltsplan 1984 ist im DKP-
Zentrum kostenlos erhältlich .

160 000,- DM wollen Oberbürgermeister und Oberstadt-
direktor für Repräsentation, „Verfügungsmittel" und Eh-
rungen ausgeben . Die DKP meint, 70000,- DM reichen
aus.

1 I D. u:r i, t. M m» dm»a%M~1

Fischedickstraße wird
1984 ausgebaut!
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Eine besondere Attraktion im Programm war der Auf-
tritt der Jugendmusikschule Bottrop mit ihrem Leiter
Walter Wojak.

Die Sprechstunden der DKP-Ratstraktion werden von
vielen ratsuchenden Bürgern aufgesucht. Gegen Mieter-
probleme, Schwierigkeiten beim Ausfüllen von amtlichen
Formularen, unberechtigten Gebührenerhöhungen usw.
Konnte die DKP häufig helfen .

Beispiel 1 : Das Opfer un-
seriöser Verkäufer wurde
eine Bottroper Hausfrau .
Sie folgte einer, per Wurf-
sendung verteilten, Einla-
dung zu einer Veranstal-
tung mit Kaffee,' Kuchen
und Programm . Bei der
folgenden Verkaufsausstel-
lung ließ sie sich überre-
den, einen „einmalig gün-
stigen" Schnellkochtopf für
200 DM zu bestellen . Die
wenige Tage später erfolg-
te Annullierung der Bestel-
lung wollte die Firma nicht
anerkennen. Die Bottrope-

RAG-Mieter und
schönes Wohnen
Da gibt es keinen Zweifel

- viele Mieter in den alten
Bergmannswohnungen woh-
nen sehr schön. Wie der
Bergbaurentner Reinhold
Fees von der Korzmann-
straße (unser Bild rechts)
haben viele einen Haufen
Arbeit und eine Stange
Geld in die Wohnung ge-
steckt. Denn die Eigentü-
mer vernachlässigen seit
langem die Bauunterhal-
tung. Jetzt wollen die Ruhr-
kohle, Thyssen und andere
Konzerne die Wohnungen
für teures Geld verkaufen .
Ist das soziale Marktwirt-
schaft?

rin sollte bezahlen, was sie
gar nicht haben wollte! Die
DKP-Sprechstunde konnte
schließlich helfen. Nach
weiteren zwei Briefen und
einem Telefonat hörten die
Belästigungen für die Bot-
troperin auf.

Beispiel 2 : Verzweifelt
wandte sich ein junger
Mann an die DKP. Seit ei-
nem Jahr bemühte er sich
um sein Arbeitslosengeld .
Ende 1982 war er von sei-
nem Arbeitgeber, einem
Subunternehmer aus der

red~slunde hilft BüDKP~p

	

rgern
Nähe von Köln, gekündigt
worden. Seitdem bemühte
er sich um seine Papiere.
Ohne die Unterlagen konn-
te das Arbeitsamt kein Ar-
beitslosengeld zahlen. Fi-
nanziell wurde der junge
Mann solange von seiner
Mutter über Wasser gehal-
ten. Die DKP wies den
Weg zum Arbeitsgericht.
Nach einigen Tagen waren
die Papiere da, und das Ar-
beitsamt leitete die Zah-
lung in die Wege . Ein schö-
nes Weihnachtsgeschenk
für den jungen Mann und
seine Mutter!

Die Sprechstunden sind
jeden Dienstag von 17 bis
19 Uhr, Gladbecker Straße
83, im Zentrum.

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Der Nikolaus war da
1600 Kinder besuchten Nikolausfeiern der DKP

Die Nikolausfeiern der
DKP sind In Bottrop
schon traditionell . In die-
sem Jahr wurde den 1800
Kindern wieder ein vor-
weihnachtliches Pro-
gramm geboten. Wie im-
mer werden die Veran-
staltungen von den Sit-
zungsgeldern der DKP-
Ratsfraktion finanziert.

Neues aus Kirchhellen
Doch eine Ampel an
"Schneiderstr ./B 223
Im kommenden Jahr

wird voraussichtlich die
Ampelanlage an der ge-
fährlichen Einmündung der
Schneiderstraße in die B
223 errichtet . Gebaut wird
die Ampelanlage aber nicht
wegen des Einsatzes von
Parteivertretern der loka-
len SPD oder CDU. Son-
dern: der Landschaftsver-
band drängt auf die Er-
richtung der Ampel genau-
so wie auf die Ampelanlage
in Höhe Forsthaus Specht .
Wegen der Fertigstel-
lung der A 31 in 1985 bis
zur B 223 in Ekel wird
nämlich wesentlich mehr
Verkehr erwartet. Und der
Landschaftsverband be-
fürchtet, daß ohne Ver-
kehrsregelungsanlagen der
Verkehr zusammenbricht .
Nach Meinung der DKP
werden dadurch weitere
Ampelanlagen zwischen
Grafenwald und Kirchhel-
len-Mitte notwendig.

Ärger mit Anliegerbeiträgen
Die Rechnungen der Stadt über Anliegerbeiträge für

Straßen, Bürgersteige, Laternen und Kinderspielplätze
sorgen immer wieder für Xrger. Vereinzelt fordert die
Stadt zum Beispiel für Kinderspielplätze, die vor fünf
oder sechs Jahren fertiggestellt wurden. Beschlossen wer-
den die Gebührensätze in den zuständigen Ratsgremien
i m m e r von SPD und CDU . Nur die DKP wendet sich
gegen diese Praxis. Besonders übt die DKP Kritik daran,
daß in den Wohngebieten die Anlieger 90 Prozent der Ko-
sten aufgebrummt bekommen. Im Innenstadtbereich da-
gegen werden nur 50 Prozent und noch weniger von den
Nutznießern, den Geschäftsleuten, verlangt . Und in den
Gewerbegebieten werden überhaupt keine Anliegerkosten
verlangt!
Die DKP empfiehlt allen Betroffenen, Widerspruch ein-

zulegen und eine Klage zu prüfen. Häufig hat die Stadt
vor Gericht den kürzeren gezogen!

Für Jugendhäuser
keine müde Mark
Die Bezirksvertreter in

Kirchhellen kämpfen um
ein Haus, in dem sie ihre
Sitzungen abhalten können,
die alle paar Wochen statt-
finden. Um Jugendhäuser
kümmern sich die Partei-
vertreter von SPD und
CDU dagegen nicht mehr.
Nur im Jugendwohlfahrts-
ausschuß wurde das Thema
angesprochen - durch den
DKP.-Vertreter Norbert
Schäfers. Er verwies auf
Bedarfsrechnungen des Ju-
gendamtes, wonach ein
Haus der offenen Tür In
Mitte und Jugendhäuser in
Grafenwald und Feldhau-
sen dringend notwendig
sind. Die Auffassung der
DKP, daß diese Jugend-
häuser ins Investitionspro-
gramm der Stadt aufge-
nommen werden müssen,
fand jedoch bei den Rats-
herren Schürmann (CDU)
und Kreul (SPD) keine Un-
terstützung.
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